Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3346 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Rutschke, Weber (Georgenau), Schmidt 
(Kempten), Dr. Danz, Reichmann und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Achtzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(18. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446), zuletzt geändert durch 
das Siebzehnte Gesetz zur Änderung deis Lastenaus- 
gleichsgesetzes vom 4. August 1964 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 585), wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „650 
Millionen Deutsche Mark"' durch die Worte 
750 Millionen Deutsche Mark" ersetzt. 

2. § 55 a erhält folgende Fassung: 

„§ 55 a 

Vergünstigung für Sowjetzonenflüchtlinge 

(1) Die Bestimmungen über die Berücksich- 
tigung von Kriegssachschäden, Vertreibungs- 
schäden und Ostschäden (§§ 39 ff.) werden un- 
ter Einbeziehung der Zonenschäden sinngemäß 
und rückwirkend auf die Flüchtlinge erstreckt. 

(2) Bei Glaubhaftmachung entsprechender 
Zonenschäden werden die künftig fällig wer- 
denden Abgabeleistungen bis zur Erteilung des 
in Absatz 3 vorgesehenen Abgabebescheids ge- 
stundet. 

(3) Nach Vorlage des Feststellungsbescheids 
auf Grund des Beweissicherungs- und Feststel- 
lungsgesetzes wird erforderlichenfalls ein neuer 
Abgabebescheid erteilt. 


(4) Sich ergebende Überzahlungen werden 
mit den künftig fällig werdenden Abgabelei- 
stungen verrechnet. 

(5) Das Nähere wird durch Rechtsverord- 
nung bestimmt." 

3. In § 104 Abs. 1 Satz 1, § 116 Abs. 3 Nr. 1 und 
§ 129 Abs. 5 Satz 2 werden jeweils nach den 
Worten „bis zum 31. Dezember 1965" die fol- 
genden Worte eingefügt: 

„ — war der Wiederaufbau (die Wiederherstel- 
lung) vor dem 1. Januar 1966 durch eine Bau- 
sperre, eine Veränderungssperre oder eine son- 
stige der Sicherung behördlicher Planungen 
oder der Durchführung der Bodenordnung die- 
nende Maßnahme behindert, bis zum Ablauf 
des fünften Jahres nach Ablauf des Kalender- 
jahres, in dem diese Hinderungsgründe weg- 
gefallen sind — ". 

4. a) In § 116 Abs. 1 Nr. 2 und § 130 a werden 

jeweils die Worte „und zum Einbau einer 
Heizungsanlage" ersetzt durch die Worte 
„zum Einbau einer Heizungs- und Warm- 
wasseranlage und zum Umbau von Fenstern 
und Türen sowie bei überwiegend Wohn- 
zwecken dienenden Gebäuden zum Anschluß 
an die Kanalisation oder die Wasserversor- 
gung und zum Einbau einer Fahrstuhlanlage 
bei solchen Gebäuden mit mehr als vier Ge- 
schossen". 

b) In der Überschrift des § 130 a werden die 
folgenden Worte „und weitere Modernisie- 
rungsmaßnahmen" angefügt. 
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5. Nach § 146 a wird der folgende § 146 b einge- 
fügt: 

„§ 146 b 

Herabsetzung der Abgabeschuld : 

bei Wiederaufbau i 

§ 104 gilt mit der Maßgabe, daß die Frist in i 

Absatz 1 Satz 1 allgemein bis auf weiteres ver- 
längert wird.“ 

6. Nach § 151 wird der folgende § 151 a eingefügt: 

.§ 151 a ' 

Vorrecht für Aufbaukredite 

§ 116 Abs. 3 gilt mit der Maßgabe, daß die in 
Nummer 1 genannte Frist allgemein bis auf 
weiteres verlängert wird.“ 

7. In § 152 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Wor- 
ten „vorgeschriebenen Wirkung ist“ die Worte 
„bis auf weiteres" eingefügt. Die Worte „bis 
zum 31. Dezember 1965“ werden gestrichen. 

8. ln § 156 erhält Absatz 4 folgende Fassung: 

„(4) Die Beschränkungen des § 129 Abs. 5 Nr. 2, 
soweit es sich um bebaute Grundstücke handelt, 
sowie des § 129 Abs. 6 gelten bis auf weiteres 
nicht. § 129 Abs. 5 Satz 2 gilt mit der Maßgabe, 
daß die dort genannte Frist allgemein bis auf 
weiteres verlängert wird.“ 

9. In § 157 Abs. 1 werden nach den Worten „nach 
§ 129 können“ die Worte „bis auf weiteres“ 
eingefügt. Die Worte „vorausgesetzt, daß der 
Kredit bis zum 31. Dezember 1965 aufgenom- 
men worden ist“ werden gestrichen. 

10. § 230 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 4 werden nach den Worten 
„unter Nr. 1, 2 oder 3“ die Worte „oder un- 
ter Absatz 1 Satz 3“ eingefügt. 

b) In Absatz 4 werden nach den Worten „der 
Geschädigte“ die Worte „vor dem 1. Ja- 
nuar 1962 in der sowjetischen Besatzungs- 
zone Deutschlands oder im Sowjetsektor von 
Berlin oder ist er“ eingefügt. 

11. In § 245 wird nach Nummer 1 folgende Num- 
mer 1 a eingefügt: 

„1 a. Schäden an Betriebsvermögen sind mit 
einem um ein Drittel, höchstens jedoch um 
500 Reichsmark erhöhten Betrag anzuset- 
zen.“ 


In § 246 Abs. 2 werden ersetzt in 

den Schadens- 

gruppen 

9 bis 18 




„10 350" 

durch „10 450“ 

„14 000“ 

durch 

„14 350“ 

„11 050" 

durch „11 250" 

„14 650“ 

durch 

„15 050“ 

„ 1 1 750" 

durch „11 950“ 

„15 350“ 

durch 

„15 750" 

„12 450" 

durch „12 700“ 

„16 050“ 

durch 

„16 550“ 

„13 250 „ 

durch „13 550“ 

„16 650“ 

durch 

„17 350“ 


und treten an die Stelle der Schadensgruppen 

19 bis 40 die folgenden Schadensgruppen 19 
und 20 

„19 bis 130 000 17 350 -F 20 v. H. des 44 000 RM 
übersteigenden Schadensbetrags 

20 über 130 000 34 550 + 10 v. H. des 130 000 RM 
übersteigenden Schadensbetrags“. 

13. In § 249 a erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Soweit die Hauptentschädigung zur Ab- 
geltung von Verlusten an Ansprüchen 
gewährt wird, die Sparanlagen im Sinne 
des Altsparergesetzes sind, bleibt der 
Schaden bei der Berechnung des Scha- 
densbetrags nach § 245 außer Ansatz. 
Wegen dieser Ansprüche wird zusätz- 
lich ein Grundbetrag (Sparerzuschlag) 
gewährt. Dieser ist mit dem Betrag an- 
zusetzen, der sich 

1. bei Sparanlagen, die nach den im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
geltenden Vorschriften umzustellen 
gewesen wären, 

durch Anwendung des hiernach 
maßgebenden Umstellungssatzes, 

2. bei Sparanlagen in solchen Wäh- 
rungen, für welche die in § 245 vor- 
gesehene Rechtsverordnung eine 
günstigere Umstellung als 100 zu 10 
vorsieht, 

durch Anwendung des in dieser 
Rechtsverordnung bestimmten 
Hundertsatzes 

auf den nach dem Festellungsgesetz festgestell- 
ten Betrag ergibt.“ 

14. In § 250 Abs. 4 werden die Sätze 2 und 3 durch 
folgenden Satz ersetzt: 

„Treffen tatsächlich vor dem 1. Januar 1953 
eingetretene Vertreibungsschäden mit tatsäch- 
lich nach dem 31. Dezember 1952 eingetretenen 
Vertreibungsschäden zusammen, ist der Zinszu- 
schlag zu gewähren 

1. vom 1. Januar 1953 ab für denjenigen 
Teil des zuerkannten Endgrundbe- 
trags, der sich für die tatsächlich vor- 
her eingetretenen Vertreibungsschä- 
den allein als Endgrundbetrag ergeben 
hätte, 

2. vom Beginn des in Satz 1 bestimmten 
Vierteljahres ab für den Rest des zu- 
erkannten Endgrundbetrags.“ 

15. § 252 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 Satz 7 wer- 
den jeweils die Worte „für Grundbeträge der 
Hauptentschädigung“ gestrichen. 

b) In Absatz 5 werden die Worte „4 Milliarden 
Deutsche Mark“ ersetzt durch die Worte „6 
Milliarden Deutsche Mark". 
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16. In § 265 Abs. 4 Satz 2 wird die Jahreszahl 
„1965“ ersetzt durch die Jahreszahl „1968". 


17. In § 267 Abs. 1 werden 

a) in den Sätzen 1 und 2 die Zahl „175" durch 
die Zahl „190", die Zahl „105" durch die Zahl 
„120" und die Zahl „60“ durch die Zahl „65“ 
ersetzt; 

b) in Satz 2 die Nummer 3 wie folgt neugefaßt: 

„3. für ehemals Selbständige, sofern die 
Voraussetzungen des § 273 Abs. 5 Nr. 1 
und 2 vorliegen, um 245 Deutsche Mark 
monatlich zuzüglich des nach § 269 
Abs. 3 zustehenden Zuschlags, für den 
nicht dauernd vom Berechtigten getrennt 
lebenden Ehegatten um weitere 65 Deut- 
sche Mark monatlich und für jedes Kind 
um weitere 6 Deutsche Mark monatlich." 


18. § 269 wird wie folgt geändert: 

a) Es werden ersetzt 

in Absatz 1 die Zahl „175" durch die Zahl 
„190“, in Absatz 2 die Zahl „105“ durch die 
Zahl „120“ und die Zahl „60“ durch die Zahl 
„65". 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) in Satz 2 wird die Zahl „30" durch die 

Zahl „40“ und die Zahl „45“ durch die 

Zahl „50“ ersetzt. 

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Der Zuschlag erhöht sich für den nicht 

dauernd getrennt lebenden Ehegatten 

monatlich 

in der ersten Zuschlagsstufe 

um 20 DM, 

in der zweiten Zuschlagsstufe 

um 25 DM, 

in der dritten Zuschlagsstufe 

um 30 DM, 

in der vierten Zuschlagsstufe 

um 35 DM, 

in der fünften Zuschlagsstufe 

um 40 DM, 

in der sechsten Zuschlagsstufe 

um 50 DM." 


19. ln § 270 werden 

a) in Absatz 1 folgender Satz angefügt: 

„Erhält der Berechtigte einen Zuschlag nach 
§ 269 Abs. 3, so wird auf diesen nur insoweit 
angerechnet, als die Einkünfte nach § 267 
Abs. 2 den Einkommenshöchstbetrag nach 
§ 279 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 übersteigen."; 

b) in Absatz 2 folgender Satz angefügt: 

„Absatz 1 Satz 3 bleibt unberührt." 


20. In § 273 werden 

a) in Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 das Wort „ab" durch 
die Worte „bis zum 31. Mai 1965“ ersetzt; 

b) in Absatz 2 Satz 1 folgende Nummer 6 ange- 
fügt: 

„6. für die Zeit vom 1. Juni 1965 ab gelei- 
stete Zahlungen (Unterhaltshilfe nach 
diesem Gesetz und nach dem Sofort- 
hilf egesetz) mit 10 vom Hundert; der 
Zuschlag nach § 269 Abs. 3 wird nicht 
angerechnet.“ ; 

c) in Absatz 5 Satz 1 die Jahreszahlen „1900“ 

durch „1903", „1905" durch „1908" und 

„1964" durch „1967" ersetzt; 

d) in Absatz 6 folgender Satz angefügt: 

„Es wird ferner, wenn die Voraussetzungen 
des § 284 Abs. 2 Satz 2 vorliegen, Unter- 
haltshilfe in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften über die Unterhaltshilfe auf 
Lebenszeit gewährt, sofern es sich um Per- 
sonen handelt, die vor der Schädigung mit 
einem Familienangehörigen in Haushalts- 
gemeinschaft gelebt haben und von ihm 
wirtschaftlich abhängig waren, wenn der Fa- 
milienangehörige einen Existenz- und Ver- 
mögensverlust im Sinne des Absatzes 5 
Nr. 1 und 2 erlitten hat." 

21. In § 274 Abs. 2 wird die Zahl „130" ersetzt durch 
die Zahl „150“. 

22. In § 275 Abs. 1 werden die Worte „ein Satz von 
monatlich 90 Deutsche Mark“ durch die Worte 
„der Satz des in § 269 Abs. 2 genannten Ehe- 
gattenzuschlages" ersetzt. 

23. In § 278 a werden 

a) in Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 das Wort „ab“ 
durch die Worte „bis zum 31. Mai 1965" er- 
setzt; 

b) in Absatz 1 Satz 1 folgende Nummer 6 an- 
gefügt: 

„6. für die Zeit vom 1. Juni 1965 ab gelei- 
stete Zahlungen (Unterhaltshilfe nach 
diesem Gesetz und nach dem Sofort- 
hilfegesetz) mit 10 vom Hundert; der Zu- 
schlag nach § 269 Abs. 3 wird nicht an- 
gerechnet." ; 

c) in Absatz 6 Nr. 1 Satz 1 nach dem Wort „Bar- 
zahlung" die Worte „Eintragung von Schuld- 
buchforderungen, Aushändigung von Schuld- 
verschreibungen, Begründung von Sparein- 
lagen oder Verrechnung," eingefügt. 

24. In § 279 Abs. 1 werden die Zahlen „420" durch 
„435", „170" durch „185", „66" durch „71", 
„620“ durch „635", „220" durch „235" und „111" 
durch „116" ersetzt. 
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25. In § 282 Abs. 4 werden die Jahreszahlen „1900" 
durch „1903", „1905" durch „1908" und „1964" 
durch „1967" ersetzt. 


26. In § 284 Abs. 2 Satz 2 werden die Jahreszahlen 
„1900" durch „1903", „1905" durch „1908" und 
„1964" durch „1967" ersetzt. 


27. In § 295 werden 

a) in Absatz 1 Satz 1 die Zahl „1800" durch die 
Zahl „2000" ersetzt; 


29. 


Nach § 301 a wird folgender neuer § 301 b ein- 
gefügt: 

„§ 301 b 


Stundung von Zins- und Tilgungsleistungen 

Die den Flüchtlingen obliegenden Zins- und 
Tilgungsleistungen für Aufbaudarlehen (§ 256) 
werden bei Nachweis oder Glaubhaftmachung 
von Zonenschäden, für die durch eine spätere 
gesetzliche Regelung Ausgleichsleistungen zu 
gewähren sind, gestundet, bis eine Verrech- 
nungsmöglichkeit mit diesen Ausgleichsleistun- 
gen gegeben ist." 


b) in Absatz 3 folgender Satz angefügt: 

„Die Beträge nach Absatz 1 Satz 1 erhöhen 
sich für bei Inkrafttreten des 18. ÄndG LAG 
Erfüllungsberechtigte, die unmittelbar Ge- 
schädigte sind. Ihnen wird ein sparprämien- 
begünstigtes Sparguthaben zuerkannt, das im 
Zeitpunkt seiner Freigabe einschließlich der 
Sparprämie und ausschließlich angefallener 
Zinsen ein Guthaben von 400 Deutsche Mark 
aufweist. Zugunsten der Geldinstitute ent- 
stehen mit der Begründung der festgclegten 
Spareinlagen Deckungsforderungen gegen 
den Ausgleichsfonds. In Höhe der Deckungs- 
forderungen bleiben Verbindlichkeiten der 
Geldinstitute aus Spareinlagen bei der Be- 
rechnung der jeweils vorgeschriebenen Min- 1 
destreserve außer Ansatz. Die Deckungsfor- 
derungen werden in Flöhe des für derartige 
Sparguthaben maßgeblichen Flabenzinssatzes 
zuzüglich höchstens 0,5 vom Hundert jährlich j 
verzinst. Das Nähere wird durch Rechtsver- 
ordnung geregelt." 

28. In § 301 a wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Nach näherer Maßgabe der in § 301 
Abs. 4 vorgesehenen Rechtsverordnung werden 
auf Antrag an die in Absatz 1 genannten Per- 
sonen zinsfreie Darlehen gewährt, wenn sie 
Vermögensschäden entsprechend denen des 
Feststellungsgesetzes (Bundesgesetzbl. I 1952 
S. 534) erlitten haben und bei ihnen spätestens 
am 31. Dezember 1969 die Voraussetzungen 
des § 252 Abs. 1 Sätze 2 und 3 vorliegen. Die 
Darlehen sind, soweit in der vorgenannten 
Rechtsverordnung für Sonderfälle nichts ande- 
res bestimmt wird, bis auf weiteres tilgungsfrei; 
ist bis zum 31. Dezember 1969 keine gesetzliche 
Neuregelung ergangen, ist durch Rechtsverord- 
nung die Tilgung anzuordnen. Darlehnshöchst- 
betrag ist derjenige Betrag, den ein Heimatver- 
triebener mit gleich hohem Vermögensschaden 
als Hauptentschädigung erhalten würde. Die in 
Satz 1 genannte Rechtsverordnung soll bestim- 
men, daß die Darlehen statt durch Barzahlung 
durch Aushändigung von Schuldverschreibungen 
der Lastenausgleichsbank gewährt werden kön- 
nen, für deren frühestens nach 1969 beginnende 
Tilgung, soweit sie nicht aus der Darlehnstil- 
gung durch die Darlehnsnehmer finanziert wird, j 
der Bund die erforderlichen Mittel zur Verfü- 
gung stellt." 


30. Nach § 301 b wird folgender neuer § 301 c ein- 
gefügt: 

„§ 301 c 

Entschädigung von Reichsmark-Sparguthaben 
der Flüchtlinge 

Das Gesetz über einen Währungsausgleich 
für Sparguthaben Vertriebener in der Fassung 
vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 546) 
wird nach näherer Maßgabe der in § 301 Abs. 4 
vorgesehenen Rechtsverordnung hinsichtlich der 
am 8. Mai 1945 bestandenen Reichsmarkspargut- 
haben, die bei einer im Gebiet der sowjetischen 
Besatzungszone oder des sowjetisch besetzten 
Sektors von Berlin belegenen Niederlassung 
eines Geldinstituts unterhalten wurden, auf den 
Personenkreis des § 10 des Beweissicherungs- 
gesetzGS erstreckt. Die erforderlichen Mittel wer- 
den vom Bund zur Verfügung gestellt." 

31. In § 323 werden angefügt 

a) in Absatz 1 folgender Satz: 

„Im Rechnungsjahr 1966 wird für Aufbaudar- 
lehen ein einmaliger Betrag von 150 Millio- 
nen Deutsche Mark bereitgestellt; Absatz 8 
bleibt unberührt."; 

b) in Absatz 8 Satz 1 folgende Nummer 4: 

„4. für die Verzinsung und sonstige Bedie- 
nung der nach § 301 a Abs. 4 Satz 4 
ausgegegebenen Schuldverschreibungen, 
soweit sie nicht von der Lastenaus- 
gleichsbank getragen werden." 


Artikel II 

Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 

Das Allgemeine Kriegsfolgengesetz vom 5. No- 
vember 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747) , zuletzt ge- 
ändert durch das Vierzehnte Gesetz zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes vom 26. Juni 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 785), wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 1 wird folgende Nummer 2 a einge- 
fügt: 

„2a. nach dem 31. Dezember 1952 aus der sowje- 
tischen Besatzungszone oder aus dem 
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Sowjetsektor von Berlin, ohne daß sie dort 
durch ihr Verhalten gegen die Grundsätze 
der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit 
verstoßen haben, im Wege der Notauf- 
nahme oder eines vergleichbaren Verfah- 
rens zugezogen sind und am 31. Dezember 
1961 ihren Wohnsitz oder ständigen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
gehabt haben oder''. 


2. ln § 28 Abs. 1 wird folgende Nummer 4 ange- 
fügt: 


4. 


in den Fällen des § 6 Abs. 1 Nr. 2 a mit dem 
Inkrafttreten des Achtzehnten Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 
1965 (Bundesgesetzbl. I 


S. . . 


b) der bisherige Satz 1 neuer Satz 2; 

c) nach Satz 2 als neuer Satz 3 eingefügt: 

„In den Fällen des § 33 Abs. 2 Nr. 2 a beginnt 
die Anmeldefrist, wenn der Erbe die Voraus- 
setzungen des § 33 Abs. 2 Nr. 1 oder 1 a er- 
füllt, mit dem Inkrafttreten des Achtzehnten 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes, wenn der Erbe die Voraussetzungen 
des § 33 Abs. 2 Nr. 2 erfüllt, mit dem Ablauf 
des Monats, in dem er seinen Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes genommen hat, jedoch nicht vor 
dem Inkrafttreten des Achtzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes"; 

d) der bisherige Satz 2 neuer Satz 4, wobei die 
Worte „Satz 1" durch die Worte „Satz 2" er- 
setzt werden. 


3. § 33 wird wie folgt geändert: 

d) ln Absatz 2 wird folgende Nummer 1 a einge- 
fügt: 

„1 a. natürlichen Personen, die nach dem 
31. Dezember 1952 aus der sowjetischen 
Besatzungszone oder aus dem Sowjet- 
sektor von Berlin, ohne daß sie dort 
durch ihr Verhalten gegen die Grund- 
sätze der Menschlichkeit oder Rechts- 
staatlichkeit verstoßen haben, im Wege 
der Notaufnahme oder eines vergleich- ■ 
baren Verfahrens zugezogen sind, am | 
31. Dezember 1961 ihren Wohnsitz oder | 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 1 
dieses Gesetzes gehabt haben und die zu 
dem Zeitpunkt der Begründung des 
Wohnsitzes oder des ständigen Aufent- 
halts Deutsche im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes waren;". 

b) ln Absatz 2 wird folgende Nummer 2 a einge- 
fügt: 

„2a. natürlichen Personen, die am 31. Dezem- 
ber 1952 Deutsche im Sinne des Artikels 
116 des Grundgesetzes waren und die 
in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands oder im Sowjetsektor von 
Berlin ihren letzten Wohnsitz oder ihren 
letzten ständigen Aufenthalt hatten und 
vor dem 31. Dezember 1961 verstorben 
sind, sofern ein Erbe die Voraussetzun- 
gen der Nummern 1,1a oder 2 erfüllt;''. 


4. In § 46 Abs. 2 wird 

a) als neuer Satz eingefügt: 

„In den Fällen des § 33 Abs. 2 Nr. 1 a beginnt 
die Anmeldefrist mit dem Inkrafttreten des 
Achtzehnten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes'' ; 


5. ln § 53 Abs. 1 werden nach dem Wort „Sperr- 
vermerks" die Worte „und die Versagung der 
Nachsicht von der Versäumnis der in § 46 be- 
zeichneten Frist" eingefügt. 


Artikel III 

Anwendungszeitpunkt 

Von den Vorschriften dieses Gesetzes sind anzu- 
wenden: 

1. Artikel I Nr. 10 bis 14, 27, 28 und 31 Buchstabe b 
mit Wirkung vom Inkrafttreten des Lastenaus- 
gleichsgesetzes (§ 375) ab, 

2. Artikel II Nr. 1 bis 4 mit Wirkung vom Inkraft- 
treten des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
(§ 112) ab, 

3. Artikel I Nr. 4 mit Wirkung vom 1. Januar 1965 
ab, 

4. Artikel 1 Nr. 2, 16 bis 24, 26, 29 und 30 mit Wir- 
kung vom 1. Juni 1965 ab, 

5. Artikel 1 Nr. 1 und 31 Buchstabe a mit Wirkung 
vom 1. Januar 1966 ab. 


A r t i k e 1 IV 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die aufgrund die- 
ses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 
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Artikel V 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 4. Mai 1965 


Dr. Rutschke 
Dr. Weber (Georgenau) 
Schmidt (Kempten) 

Dr. Danz 
Reichmann 
Deneke 
Dorn 

Eisenmann 

Dr. Hamm (Kaiserslautern) 
Dr. Heilige 
Dr. Hoven 
Dr. Kohut 
Kubitza 
Dr. Malzig 
Dr. Miessner 
Freiherr von Mühlen 
Murr 
Ollesch 

Dr. Schneider (Saarbrücken) 
Spitzmüller 
Dr. Supf 
Walter 
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